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zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgeiegten 
Vorschlag eines Beschiusses des Rates zur Eindämmung der 
Verunreinigung infoige der Abieitung bestimmter gefähriicher Stoffe 
in die Gewässer der Gemeinschaft 
— Drucksache 7/2821 — 


A. Problem 

Zum Schutze der Gewässer der Gemeinschaft gegen Verunreini- 
gung, insbesondere durch bestimmte langlebige, toxische und 
biologisch akkumulierbare Stoffe ist eine umfassende und 
gleichzeitige Aktion der Mitgliedstaaten dringend geboten. 


B. Lösung 

Festsetzung von einheitlichen Anforderungen an bestimmte Ab- 
wassereinleitungen in die Gewässer der Gemeinschaft. 

C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Durch die Ausführung des Beschlusses des Rates erwachsen den 
öffentlichen Haushalten keine zusätzlichen Kosten. 
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A. Bericht der Abgeordneten Biechele und Wittmann 


Der Vorschlag der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften wurde von der Bundesregierung mit 
Datum vom 15. November 1974 dem Deutschen Bun- 
destag zur Unterrichtung zugeleitet und in der 
135. Sitzung am 11. Dezember 1974 dem Innenaus- 
schuß federführend sowie den Ausschüssen für Ju- 
gend, Familie und Gesundheit und für Wirtschaft 
mitberatend überwiesen. 

Der Innenausschuß hat seine Beratung in der Sit- 
zung am 18. Juni 1975 abgeschlossen. Der Ausschuß 
für Wirtschaft hat den Vorschlag der Kommission 
in seiner Sitzung am 22, Januar 1975 zur Kenntnis 
genommen, Der Ausschuß für Jugend, Familie und 
Gesundheit begrüßte in seiner Sitzung vom 9. April 
1975 nachdrücklich die Initiative der Kommission. 
Er sieht darin einen wesentlichen Schritt in Richtung 
auf eine Harmonisierung der Vorschriften der Mit- 
gliedstaaten über die Reinhaltung der Gewässer 
innerhalb der Gemeinschaft. Damit wird nach Auf- 
fassung des Ausschusses ein wichtiger Beitrag zur 
Verringerung der derzeitigen Verunreinigung des 
Rheins sowie zur Verhütung möglicher künftiger Ge- 
fahren für dessen Wasserqualität geleistet. Der Aus- 
schuß hält es für sachgerecht, wenn die Initiative der 
Kommission zu verbindlichen Normen für alle Mit- 
gliedstaaten führen würde. 

Der Vorschlag der Kommission hat zum Ziel, die 
Aktionen der Mitgliedstaaten zur Durchführung ver- 
schiedener Gewässerschutzübereinkommen zu har- 
monisieren und im Bereich der Europäischen Ge- 
meinschaften einheitliche Gewässerschutzbestim- 
mungen für alle internationalen und nationalen Ge-: 
Wässer zu schaffen. Im einzelnen ist die Festsetzung 
einheitlicher Anforderungen (Emissionsnormen) an 
die Einleitung von im einzelnen noch genauer zu 
bestimmenden Stoffen einer Liste I (sog. schwarze 
Liste) vorgesehen, die im Rahmen eines obligato- 
rischen Genehmigungsverfahrens für jeden Einleiter 
an allen Binnengewässern sowie an der Küste gelten 
sollen. Für Stoffe einer Liste II sollen Reduzierungs- 
programme zur Erreichung einheitlicher Gewässer- 
güte-Qualitätsziele aufgestellt werden. In EG- 
Durchführungsrichtlinien sollen Emissionsgrenzwerte 
und Reduzierungsprogramme sowie übdrgangs- 
fristen für bestehende Einleitungen innerhalb von 
18 bis 30 Monaten festgesetzt werden. 

Die EG-Ratsgruppe „Umwelt“ hat den Vorschlag 
der Kommission inzwischen modifiziert. In den fol- 


genden bedeutsamen Fragen bestehen noch kontro- 
verse Meinungen: 

— entsprechend einem deutschen Vorschlag soll ein 
Genehmigungsverfahren über die schwarze Liste 
hinaus für die Einleitung aller Stoffe, insbeson- 
dere auch der Stoffe der Liste II (insoweit von 
den meisten Delegationen befürwortet), vorge- 
schrieben werden, 

— zum Schutz des Grundwassers und zur Verhütung 
einer Umgehung der Bestimmungen für Ober- 
flächengewässer befürwortet die deutsche Seite 
in Übereinstimmung mit dem ursprünglichen Vor- 
schlag der Kommission die Aufnahme eines 
grundsätzlichen Ableitungsverbotes von Stoffen 
der Listen I und II in das Grundwasser. Die 
Mehrheit der Delegationen erwägt demgegen- 
über, sich mit einer Ratsempfehlung als Uber- 
gangslösung bis zu einer beabsichtigten späteren 
EG-Grundwasserrichtlinie zu begnügen, 

— als wirksames Instrumentarium für die Begren- 
zung auch der Einleitung von Stoffen der Liste II 
fordert die deutsche Delegation die Festsetzung 
bindender Emissionsgrenzwerte als Mindestnor- 
men; hierdurch sollen zudem eine Divergenz zum 
Entwurf eines Chemieübereinkommens für den 
Rhein vermieden und wettbewerbsgerechte Rege- 
lungen sichergestellt werden. Die von der Mehr- 
heit der Delegationen unterstützten Reduzie- 
rungsprogramme lassen demgegenüber zwar 
größeren Spielraum für eine eigenständige natio- 
nale Wasserwirtschaft, führen aber möglicher- 
weise, abweichend von der Intension des Kom- 
missionsvorschlags, zu unterschiedlichen Anfor- 
derungen an die Abwassereinleitungen in den 
einzelnen Mitgliedstaaten, 

— bei der Festsetzung von Grenzwerten lehnt die 
deutsche Seite ein Totaleinleiteverbot ab; viel- 
mehr sollen Toleranzgrenzwerte für die einzel- 
nen Stoffe festgesetzt werden. Falls eine zu weit- 
gehende Gesamtbelastung des betroffenen Ge- 
wässers nicht vertretbar ist, kann dies im Einzel- 
fall allerdings zu einer Versagung der Genehmi- 
gung führen. 

Zu den einzelnen Vorschriften wird auf die Be- 
gründung des Vorschlags der Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften — Drucksache 7/2821 — 
verwiesen. 


Bonn, den 25. Juni 1975 


Biechele Wittmann 

Berichterstatter 


2 



Deutscher Bundestag — 7. W ahlperiode 


Drucksache 7/3826 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Vorschlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften — Druck- 
sache 7/2821 — zur Kenntnis zu nehmen; 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, bei den weiteren Verhandlungen auf eine 
den deutschen Vorstellungen entsprechende Fassung hinzuwirken. 


Bonn, den 25. Juni 1975 


Der Innenausschuß 

Dr. Schäfer (Tübingen) 

Vorsitzender 


Biechele Wittmann 

Berichterstatter 
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